
Stadt Ahrensburg Bankverbindungen der Finanzbuchhaltung Ahrensburg: 

Der Bürgermeister 

Fachdienst I.1 Sparkasse Holstein (BLZ 213 522 40)  Konto-Nr. 90170326 

Finanzen und Liegenschaften (IBAN DE 14 2135 2240 0090 1703 26, BIC NOLADE21HOL) 

Manfred-Samusch-Str. 5 Haspa (BLZ 200 505 50)  Konto-Nr. 1352120131 

22926 Ahrensburg (IBAN DE46 2005 0550 1352 1201 31, BIC HASPDEHHXXX) 

  

  

 

 Kassenzeichen: 61100.4031000 

 

 
Spielgerätesteuer-Anmeldung für Spielgeräte mit und ohne Gewinnmöglichkeit 
 
Anmeldezeitraum Monat _________________________ 
 
Name, Vorname, ggf. Firmenbezeichnung des Steuerpflichtigen 

 

Anschrift Telefon 

  

 
Ziff.1 Ziff.2 Ziff.3 Ziff.4 Ziff.5 Ziff.6 Ziff.7 

Aufstellungsort 

 

 

Platz 

 

 

Gerätebezeichnung 

 

Zulassungs-

Nr. 

 

Ablesezeitraum 

von/bis 

Elektronische  

Nettokasse 

(€) 

Steuer 15% 

der Summe 

von Ziff.6 

(€) 

       

       

       

       

       

       

       

       

       

       

       

       

       

       

       

 

 

 

      

Insgesamt zu zahlende Steuer  

 

Ich versichere/Wir versichern, die Steueranmeldung wahrheitsgemäß und nach bestem Wissen 
und Gewissen erstellt zu haben. Mir/Uns ist bekannt, dass ein förmlicher Steuerbescheid nur bei 
abweichender Steuerfestsetzung durch die Stadt Ahrensburg erteilt wird. 

 
 

_____________________________ ____________________________________ 

Ort, Datum (Unterschrift) 
 



Hinweise 

 

Rechtsgrundlage 

 

Satzung der Stadt Ahrensburg über die Erhebung einer Vergnügungssteuer für das Halten von Spiel- 

und Geschicklichkeitsgeräten in der Fassung vom 10.05.2018. 

 

Besteuerungsverfahren 

 

Die Steueranmeldung ist spätestens bis zum 20. Tag nach Ablauf eines jeden Kalendermonats auf amt-

lich vorgeschriebenen Vordruck abzugeben. Hierin ist die Steuer für jedes Gerät einzeln selbst zu be-

rechnen. Die Gesamtsteuer ist bis zu diesem Tag zu entrichten. Maßgeblicher Zeitraum – Steuer-

anmeldungszeitraum – für den die Steuer anzumelden ist, ist der vorausgegangene Kalendermonat. Bei 

allen Erklärungen ist lückenlos an die jeweils vorausgegangenen Auslesungen anzuschließen. Eine 

Festsetzung durch Steuerbescheid erfolgt nur, wenn die Stadt einen anderen Steuerbetrag als den vom 

Halter errechneten festsetzen will oder der Halter seiner Pflicht zur Steueranmeldung oder Steuernach-

meldung nicht nachkommt. Die Steuer wird ggf. als Schätzung festgesetzt.  

 

Melde- und Anzeigepflichten 

 

Der Halter hat die Aufstellung bei erstmaliger Anmeldung und Veränderungen gegenüber der letzten 

Anmeldung hinsichtlich Art und Anzahl der Spielgeräte an einem Aufstellort bis zum 20. Tag des fol-

genden Kalendermonats zusammen mit der Steuererklärung auf einem weiteren amtlich vorgeschriebe-

nen Vordruck anzuzeigen. 

 

Bemessungsgrundlage 

 

Bemessungsgrundlage für die Steuer ist bei Spielgeräten mit manipulationssicherem Zählwerk die elekt-

ronisch gezählte Nettokasse. Nettokasse ist die elektronisch gezählte Kasse eines Geldspielgerätes, 

abzüglich Minderungen (nachgewiesene Röhrennachfüllungen, Prüf-/Testgeld, Falschgeld, Fehlgeld) 

zuzüglich Erhöhungen (Geldentnahmen aus den Röhren, Falschgeld, Fehlgeld) abzüglich Umsatzsteuer 

(MwST) oder anderer, unmittelbar an das Einwurfergebnis oder den Kasseninhalt anknüpfenden staatli-

chen Abgaben.   

 

Bei Spielgeräten nach § 5 Abs. 2 der Satzung (Gewaltspiele) ist Bemessungsgrundlage die Zahl und Art 

des Spielgerätes. Hierfür ist eine gesonderte Steueranmeldung abzugeben. 

 

Steuersatz  

 

Der Steuersatz beträgt für das Halten eines Spielgerätes mit und ohne Gewinnmöglichkeit 

15 v.H. der elektronisch gezählten Nettokasse.  

 

Für Gewaltspiele nach § 5 Abs, 2 der Satzung beträgt der Steuersatz 400,00 € je Gerät. 

  

Folgen bei verspäteter Abgabe der Steuererklärung  

 

Bei verspäteter Abgabe der Steuererklärung können nach § 152 der Abgabenordnung Verspätungs-

zuschläge bis zu 10% festgesetzt werden.   

 

Folgen bei verspäteter Zahlung 

 

Falls die Steuer nicht bis zum Ablauf des Fälligkeitstages entrichtet wird, so ist nach § 240 der Abga-

benordnung für jeden angefangenen Monat der Säumnis ein Säumniszuschlag von eins vom Hundert 

des rückständigen Steuerbetrages zu entrichten. 
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